
Aktenzeichen:

é-BKe.-l 56

Verkündet

am 27° Februar 1959

I m N a m,e n d e e V o l k e s „

In Sachen

0 o o o u . o u o l 0 0 o . o . 9 o o o . - . . l .

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 6„ Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung von 27° Februar 1959

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—
berg vom 2l° November 1955 — mit Ausnahme der Ge—
bührenfestsetzung für die Berufstätigkeit der An-
Wälte des Klägers — sowie das Urteil des Sozial—
gerichts Karlsruhe vom 12. Mai 1955 — mit Ausnahme
der Gebührenfeetsetzurg für die Berufstätigkeit der
Anwälte des Klägers — werden aufgehobeno

3er Bescheiä der Beklagten vom 12‚ Oktober 1954 und
der üiderspruchsbescheid der Beklagten vom 29“ De—
zember 1954 werden aufgehoben. Die Klage auf Fest—
stellung der Kichtigkeit dieser Bescheide wird abge—
wiesen„ ’

„ .
’

Die Beklagte hat dem Kläger zwei Drittel der ihm
entstandenen außergerichtlichen Kosten des Rechts—
etreits zu erstatten°

Von Rechte wegen°
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.,G r ü n d e
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Die beklagte Kassenärztliche Vereinigung (KV„) hatte den
Kläger im Oktober 1952 beauftragt, eine durch wegzug des bis—
herigen Praxisinhabers freigewordene Kassenarztstelle bis zu
ihrer Ausschreibung und Neubesetzung kommissarisch zu ver*

walten° Nach Besetzung der Stelle mit einem anderen Arzt im
April 1953, die vom Kläger angefochten, inzwischen aber rechts—

kräftig geworden ist (Urteil des Senats vom 28„l„1958 — 6 RKe
29/56 —), teilte die Beklagte dem Kläger am 320 Oktober 1954

mit, sie müsse seine Beauftragung wegen Fortfalls der Voraus—

setzungen "als beendet betrachten"; aus Abwicklungsgründen

setze sie ihr Ende auf den 31° Dezember 1954 feet° Hiergegen
erhob der Kläger nach erfolglosen Vorverfahreh Klage mit dem

Antrag, die Nichtigkeit des Bescheides der Beklagten Vom12„ Ok-
tober 1954 und ihres Widerspruchsbeschoides vom 29° Oktober

1954 festzustellen; außerdem beantragte er nach Ablauf der
Klegefrist vorsorglich, den gescheid und den #iderspruchsbe—

scheid aufzuheben, Ferner erhob er vor dem Landgericht Heidel—

berg Klage auf Schadensersatz gegen die Beklagte, weil sie ihn

seit dem l° Januar 1955 von der weiteren kassenärztlichen

Tätigkeit ausgeschlossen habe° Das Landgericht hat die Ver—

handlung nach % 148 der ZivilprozeßOrdnung (ZPO) bis zur Er»..

ledigung des schwebenden sozielgerichtlichen Verfahrens ausgev
setzt°

Der Kläger hält die "Entziehung" seiner kommissarischen "Zu—

lassung" für nichtig, weil sie von einer unzuständigen Stelle

ausgeSprochen worden sei; zuständig sei nach dem Inkrafttreten

der Beden—Württembergischen zulassungsordnung
vom 26. November

1953 (ZulO 1953) allein der Zulassungsausschuß gewesen, Im

übrigen seien die Bescheide der Beklagten nicht hinreichend

bestimmt und hätten in sittenwidriger Weise den für den Kassen—

arztsitz zugelassenen Arzt begünstigt, bevor über dessen Zu—

lassung rechtskräftig entschieden werden sei°
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Das Sozialgericht Karlsruhe hat die Klage abgewiesen (Urteil

vom 120 Mai 1955)q Auf die Berufung des Klägers hat das Lan—

dessozislgericht Baden—Württenberg — in der Besetzung mit

zwei ärztlichen Beisitzern — die Bescheide der Beklagten

für nichtig erklärt7 weil die Beklagte zu ihrem Erlaß nicht

mehr zuständig gewese sei [Urteil vom 21„ November 1955)„

Hiergegen wendet sich die Beklagte mit der v0m Berufungsge—

richt zugelassenen Revision° Sie ist der Auffassung, die Be—

auftragung des Klägers sei von vornherein befristet gewesen

und deshalb mit der Neubesetzung der Kassenarztstelle von

selbst erloschen° In diesem Sinne sei auch ihre "Kitteilung"

von 12° Oktober 1954 zu verstehen“ Selbst wenn darin aber ein

Verwaltungsakt liegen sollte, sei sie auf Grund ihrer Pflicht

zur Sicherstellung einer geordneten kassenärztlichen Versor—

gung zu seinem Erlaß befugt gewesen° Auf keinen Fall könnten

ihre Bescheide jedoch wegen "offensichtlicher" Unzuständig—

keit als nichtig angesehen werden° Das Urteil des Berufungs—

gerichts, das der Nichtigkeitsklage ststtgegehen habe, müsse

daher aufgehoben werdeno Zugleich mit der Nichtigkeitsklagé

sei — aus den genannten Gründen — auch die vorsorglich er—

hobene Anfechtungsklage vom Revisionsgericht als unbegründet

abzuweisen„

Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revision und beantragt,

die angefochtenen Bescheide, falls sie nicht nichtig seien,

unter Abänderung des Berufungsurteils aufzuhcben°

II„

Der Senat hat zunächst geprüft, in welcher Besetzung er über

den vorliegenden Rechtsstreit zu entscheiden hat° Nach @@12

Abs° 3, 33, 40 SGG wirken in den Kammern und Senaten für Ange—

legenheiten des Kassenarztrechts nur Kassenärzte als Beisitzer

mit, wenn es sich um "Angelegenheiten der Kaseenärzte” handelt°

Das ist hier nicht der Fall° Die ange£ochtenen Verwaltungsakte
sind zwar allein von kassenärztlicher Seite — der KV‚ — erlassen

worden° Kit der Klage wird jedoch gerade geltend gemacht, daß
\
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zu ihrem Erlaß nicht die beklagte KV„, sondern die Zulassungs—

instanzen, d„h° der Zulassungs— und der Berufungsausschuß zu—

ständig gewesen seien° Von diesem Vorbringen des Klägers ist
auszugehen, wenn es sich um die — vor der eigentlichen Sachent—

scheidung liegende — Frage der Besetzung des Gerichtes handelt

(auch die Zulässigkeit des Rechtsweges und die Zuständigkeit
des Gerichtes wird "auf Grund der Klage" geprüft, vgl° Rosen-

berg, Lehrbuch des Deutschen Zhilprozeßrechts, 7. Aufl., S, 39

f, und S° 148 f„ mit Nachweisen aus der Rechtsprechung)° Be—
trifft der Streit nach dem Klagevorbringen aber eine — den Zu—

lassungsinstänzen übertragene — Angelegenheit der gemeinsamen

Selbstverwaltung der Ärzte und Krankenkassen, so muß, wie der

Senat in BSG. 5 8° 50 ff° näher ausgeführt hat, bei der Ent—
scheidung auch ein Vertreter der Krankenkassen mitwirken° Der

gegenteiligen Auffassung des Berufungsgerichts, das in der Be—

setzung mit zwei ärztlichen Beisitzern entschieden hat, vermag
der Senat nicht zu folgen° Da die nicht ordnungsmäßige Beset—

zung des Landessozialgerichts indessen von keinem der Beteilig—

ten 3erügt werden ist, ist sie vom ■evisionsgericht nicht zu

beachten (3GZ° 121 S. 5; Rosenberg_a.a.0. S. 682; Wieczorek,
ZPO,.€ 551 Bem° B 1 a 2)°

Die Revision der beklagten KV° ist zulässig. Das Landessozialn

gericht hat die Revision zugelassen, weil es die Abgrenzung

des Begriffs ”Angelegenheiten der Kassenärzte" und das Verhält—

nis von Nichtigkeits— und Anfechtungsklage als Rechtsfragen von
grundsätzlizher Bedeutung angesehen hat‚ Diese dem Zulassungsw

ausspruch beigefügte Begründung beschränkt das Revisionsgericht

nicht auf die ?rüfung und 3ntscheidung der genannten Fragen

(see, 3, 135 4i3s f_,_7)°

Die Revision ist auch begründet, soweit sie die Nichtigkeits—

klage betrifft, über die das Landessozialgericht allein ent—

schieden hat und — von seinem Rechtsstandpunkt aus — allein zu
entscheiden brauchte, Nach 5 55 Abs, 1 Nr. 4 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) kann mit der Klage die Feststellung der Nichtig—
keit eines Verwaltungsaktes begehrt werden, wenn der Kläger

ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat,

Die Nichtigkeitsklage ist hiernach — ebenso wie die Aufhebungs—
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klage (@ 54 Abs° 1 SGG) - nur gegen. einen Vervältu_gggkt

zulässig„ Das Berufungs g;ericht hat die vom Klä zer angegrif—

fenen Bescheide der Beklagten vom 12 Oktober und 29° Dezem—

ber 1954 nit Recht als te"nwltun■sckte angeseheno In dem

rsten Bescheid hat die Beklagte den Kläger mitgeteilt, daß

sie seinen Auitrag zur KCPTl““8fL chen Ver„altunge iner Kes—

senarztstelle als beendet bett‘achte und das Ende der Beauf—

tragung "aus Abwicklungsgründen" auf den 31, Dezember 1954

festsetze; in dem zweiten %escheid hd sie den Widerspruch

des Klägers hiergegen zurückgewiesen„ 3orm und Inhalt dieser

Bescheide sowie der Umstand, daß der erste Bescheid in einem

nur für Verwaltungsakte vorgesehenen Widerspruchsverfahren

nachgeprüft werden ist, lassen keinen Zweifel, daß die Be—

klagte mit den Bescheiden das Verhältnis des Klegers zu ihr

in verbindlicher Weise regeln vollte° Der Revision kann daher

nicht gefolgt werden, wenn sie der Auffassung ist, die Be—

scheide der Beklagten seien nicht als Verwaltungsakte, sondern

nur als brifliche "Kitteilungen" der Beklagten zu werteno

Dem Berufungsgericht ist auch darin beizutreten, daß der Kläger

ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung der

Nichtigkeit der Bescheide hat° Dabei braucht nicht entschieden

zu werden, ob das in Q 55 Abs° 1 Nr, 4 SGGgeforderte “bc—
rechtigte Interesse an der baldigen Feststellung" mit dem

allgemeinen Rechtsschutz interesse zusamr enfällt, wie das

Berufungsgericht annimmt° Auch wenn man dieser Auffassung

nicht folgt, das Feststellungsinteresse grundsätzlich also

von dem Rechtsschutzbednri‘n is zu trennen wäre, könnte jeden—

falls in Fällen der vorliegenden Art des berechtigte Interesse

an der E‚r;tstellung der Nichtigkeit nicht verneint werden;

denn die Verwaltungen kte griifen unmi te lbar in die Rechte—

stellung des Klägers ein und ließen die Befürchtung gerecht—

fertigt erscheinen, daß ihm aus ihrer Vollziehune unmittelbar

Nachteile drehten. Gegen die Zulässigke it der vorliegenden

Nichtigkeitsklage bestehen daher keine Bedenken°

Die Nichtigkeitsklage ist jedoch nicht begründet, obwohl die

beklagte KV, zum Erlaß der angefochtenen Bescheide nicht_gg;
st‘ä- nd'g wsr„
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Nach @ 30 Abs° l der Baden—Württembergischen>Zulassungsordnung

vom 26° Eovember 1953 (Geso 81, für Baden—Württemberg S, 197)

hatte der Zulassungsausschuß über Zulassungen und "sonstige Be—
teiligungen", über ihr Ruhen und ihre Entziehung oder ihren

Widerruf, sowie bei Streit über Bestehenoder Nichtbeétehen
einer Zulassung oder "sonstigen Beteiligung" zu entscheiden°

Das Berufungsgericht ist der Auffassung, der Sammelbegriff
"sonstige Beteiligungen” habe auch Aufträge zur kommissarischen
Verwaltung einer Kassenerztstelle umfaßt; nach der ZulD 1953

seien die Zulassungsinstenzvn daher auch berechtigt gewesen,

über die Erteilung, den ?iderruf und das Bestehen solcher Be_
handlungsaufträge zu entscheiden° Diese Auslegung der ZulO

1953 kann V0m‘Revisionsgericht nicht nachgeprüft werden, da

sie irrevisib188„ggndesrecht betrifft°

Die ZulO 1953 ist auf Grund des Baden—Württ, Gesetzes vom 200

Juli 1955 (GesoBl° für Baden—Württemberg S0 113) als eine Lan—
desverordnung für die Regierungsbezirke Nordwürttemberg, Nord—
baden und Südbaden erlassen worden° Im Gegensatz zu dem Bayer,
Zulassungsgésetz v0m 14. Juni 1949, das der Senat in einer

früheren Entscheidung(Soz■, @ 162 SGG Nr° 116) als Bundesrecht
angesehen hat, Weil es vor dem Zusemmentritt des ersten Bundes—

tages (709,1949) ehemaliges Reichsrecht abgeändert hat (Art,125

Nr, 2 GG), ist die — erst später ergangene — ZulO 1953 nicht

nach Art‚ 125 GG Bundesrecht geworden, Sie ist auch dadurch

nicht Bundesrecht geworden, daß Art. 4 $ 11 Abs° 2 GKAR—eine
bundesrechtliche Norm — ihre Weitergeltung bis zum Inkrafttre—

ten der neuen bundeseinheitlichen Zulassungsordnung für Kassen—
ärzte vom 28, hai 1957 angeordnethat, Diese Vorschrift stellt

nur klar, daß die in Art. 4 5 1 Abs, 2 GKAR verfügte Außer—

kraftsetzung der "landesrechtlichen Vorschriften über das Kas—

senarztrecht" das Zulassungsrecht der Lärder zunächst unberührt

lassen sollte° Die ZulO 1953 gehört somit als Landesrecht zu
den "sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Vorm

schriften" (@162Abs, 2 see). Da ihr Geltungsbereichsich
nicht über den Bezirk des Berafungsgerichts hinaus erstreckt,

ist sie irrevisibe1‚

Der Senat hat nicht zu entscheiden brauchen, ob Landesrecht

dann vom Revisionsgericht nichgeprüft werden kann, wenn es

zwar nur innerhalb des I3G—Bezirkes gilt, inhaltlich aber mit
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anderem, außerhalb dieses 3ezirkes geltenden Recht überein—

stimmt (vgl„ Base„5 s„ 77 4807 und 8 s„ 142 5457 sowie Urteil
des 11° Senatsvom10012„195eLfozl‘h @162 sec Nr„ 1297).Die
ZulO 1955 Weist eine solche inhaltliche Übereinstimmung mit

t alle ihre Be—U
)

anderen Zulassungsordnungen nicht auf„ Be

stimmungen unterscheiden sich nicht nur dem Wortlaut, sondern

zum großen Teil auch der Suche nach von den entsprechenden

Bestimmungen der Zulassungs rdnung für die britische Zone vom

210 April 1948 und des wesentlich gleichlautenden Bayer„ Zu_

lassungsgesetzes vom 140 Juni 1949“ Das gilt insbesondere

für die hier in Betracht kommenden @@31 f° der ZulO 1953,

die den Zulassunssinstanzen in Baden—Württemberg — andenaals

nach den vergleichbaren Bestimmungen der @@29 bis 31 der
Zulassungsordnung für die britische Zone und des Bayer„ Zulas—

sungsgesetzes — auch die Entscheidung über "sonstige Beteili—

gungen" übertrugen, dem Zulassungsuusschuß bei Einlegung eines
Widerspruchs ein Abhilferecht einräumten, den Berufungsaus—

schuß zur Zurückverweisung der Suche an den Zulassungsaus—

sChuß ermächtigten und vor ?rhcbung der gerichtlichen Klage

gegen die Entscheidung des Berufungsausschusses die Einlegung

eines weiteren Kiderspruchs vorss‘nen° Diese — in einer Reihe

wichtiger Punkte von den anderen Zulassungsordnungen abwei—

chende — Regelung zeigt, daB auch von einer-nur inhaltlichen

Übereinstimmung der ZulO 1955 mit den Zulassungsrecht anderer

Länder nicht gesprochen werden kenne Ist @ 30 Zu10 1953

hiernach mit dem Berufungsgericht als irrevisibles Landesrecht

anzusehen, so muß das Revisionsgericht diese Vorschrift so an—
wenden, wie sie vom Berufungsgericht ausgelegt worden ist„ Es

30 ZulO 1953 alleinist mithin davon auszuenhen, daß durch @

den Zulassungsinstanzen die Entscheidung uber die Erteilung
„„

und den Widerruf eines Auftrages zur kommisssrischcn Verwal—

tung eines verwaisten Kassenarztsitzes übertragen worden isto

Das Berufungsgericht hat, indem es @30 ZulO 1953 in diesem
Sinne ausgelegt und angewendet hat, auch nicht gegen £äXiäiélää

Recht verstoßen° Da der Bund erstmals durch das Gesetz über

Kassenarztrecht vom 17° August 1955 (BGBl° 1 8° 513) von
seinem Gesetzgebungsrecht auf dem Gebiet des ksssenärztlichen
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Zulassungsweeene Gebrauch gemacht hat, kommt als revisibles

Recht höherer Ordnung? zu dem.die Zu10 1953 hätte in Widerspruch

treten können, nur früheres Reichsrecht in Betracht, insbeson—

dere die Zulassungsordnung für Ärzte vom 8° September 1937

(BGBl° I 80 977) in Verbindung mit den Kriegserlassen des
Reichsarbeitsministers vom 40 und 125 September 1939(AN° 1939

SO 461 und 454), durch die ordentliche Zulassungen bis auf
weiteres gesperrt und nur noch vorübergehende Beteiligungen

an der kassenärztlichen Versorgung gestattet worden waren

(sem 3 s“ 95 597% Dieses Recht hätte jedoch der Zu10 1953
nur dann entgegengestenden, wenn es nach Art" 125 Nr„ 1 des

Grundgesetzes (GG) in Bundesrecht transformiert werden wäre°

Dasist nicht der Fair, '
Beim zusammentritt

des ersten Bundestages am 7° September 1949,

dem insoweit maßgebendenStichtag (BVerfG° 4 5° 178 118g7),
hat das alte reichsrechtliche Zulassungsrecht in keiner Be—

satzungszone mehr einheitlich gegolten, wie zur Umwandlung

in Bundesrecht nach Art° 125 Nr° 1 GG erforderlich gewesen wäreo

Soweit es nach dem Kriege nicht schon durch den Fortfa11 der

Zulessungsorgane oder die Kontrollrätsgesetzgebung über die

Nichtenuendung nationalsozialistischen Rechts unanwendbar ge—

worden war, war es in der britischen Besatzungszone durch eine

neue zoneneinheitliche Zulassungsordnung für Ärzte vom 210 April

1948 (Arbbl° brit° Zone'l948 S° 250) ersetzt werden; später

— aber noch vor dem 7° September 1949 » war in der amerikani—

schen Besatzungszone dae Bayerc Gesetz über die Zulassung von
Ärzten vom 14° Juni 1949 (Bayer„ GVOBl° 1949 8° 162), in der
französischen Besatzungszone die Verordnung über die Zulassung

von Ärzten in Württeuberg—Hehenzollern vom 12° Juli 1949
(Regbl„ Württo■ohenz° 1949 So 294)5ergangeno Das alte Zulas—
sungsrecht des Reiches ist mithin; soweit es beim Zusammentritt

des ersten Bundestages überhaupt noch in Kraft war, nicht nach

Art° 125 Nr° l }G Bundesrecht geworden, sondern hat in seinem

Geltungsbereich weiterhin zur Disposition des Landesgesetzge—

here gestanden‚ Die Länder, die bis zum 7‚ September 1949 das

Zulassungswesen noch nicht neu geregelt hatten, — unter ihnen
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das frühere Land Württemberg—Baden _ waren daher jedenfalls

“bis zum Inkrafttreten des GKAR(200801955) nicht gehindert,
das eheaalige Reichs—Zulassungsrecht durch eigene landes—

rechtliche Zulassungsordnungen zu ersetzen°

Bei einer solchen Neuregelung hatten diese Länder — entgegen

der Ansicht der Revision, die ihnen die Befugnis hierzu nur

iür das "engere Gebiet der Zulassung und Beteiligung“ zuge—

stehen will — auch insoweit freie Hand, als es sich darum

handelte, die Befugnisse der KV„, insbesondere ihr Recht zur

Erteilung von konniccarischen Verwaltungsaufträgen auf andere

Instanzen zu übertragen° Denn auch in dieser Beziehung hatten

bereits die "vorkonstitutionellen" Zulassungsordnungen der

britischen Zone, Bayerns und Württemberg—Hohenzollerns das

frühere Reichsrecht (@ 2 der Satzung der Kassenärztlichen Ver—

einigung Deutschlands vom 51,10„1933/27°1„1941 ÄÄN, 1941

So lo£7) geändert, indem sie den Zulassungsausschuß und nicht
mehr die KV° für zuständig erklärt hatten, "zur Behebung

eines Notstandes Ärzten die Teilnahme an der kassenärztlichen

Versorgung „„. zu gestatten” (% 20 bzw, 21 der genannten Zu—

lassungsordnungen bzw° —gesetze), Daß zu Iotstandsmaßnahmen

dieser Art auch kommissarische Be andlungssufträge für die

'Zeit bis zur Neubesetzung eines freigewordenen Kassenarzt—

sitzes gehörten, nehmen Hess—Venter (Handbuch des Kassenarztw

rechts, Bd° I S, 139) mit Recht an (ebenso wohl auch Heinemann,

Kassenarztrecht, 40 Aufl„ Stand: Juni 1957 S, 62 c unten)°

Soweit die KV„en der einzelnen Länder hiernach beim Zusammentritt

des ersten Bundestages noch zur Einsetzung kommissarischer

Praxisverwalter befugt waren, ist diese auf alten Reichsrecht

(@ 2 der Satzung der KVB) beruhende Befugnis nicht nach Art°

125 GG zu einer bundesrechtlichen Zuständigkeit geworden„ Die

ZulO 1953 war deshalb durch Bundesrecht nicht gehindert, dieses

Recht auf die Zulassungsinstanzen zu übertragen, Die entsprechende

Regelung in @@30 f° ZulO 1955 verstößt somit nicht gegen re—
visibles Hecht°

Der vorliegende Fall nötigt den Senat nicht zu der Entscheidung

der Frage, ob der KV° — ungeachtet des Umstandes, daß 5 30
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ZulO 1955 die Erteilung von Aufträgen zur kommissarischen
Praxisverwaltung in die Hand der Zulassungsinstenzen gelegt

hat — insoweit eine eigene bundesrechtliche Zuständigkeit

verblieben ist, als sie auf Grund ihres allgemeinen Auftrages

zur Sicherstellung der kassenärztlichen Versorgung (vgl° @ 2

der Satzung der KVB, jetzt @ 368 n Abs„ 1 RVG) in Notfällen
das Recht und die Pflicht hat, vorläufige Maßnahmen zur
Weiterführung einer verweisten Kaseenerztstelle zu treffen°

Der Senat verkennt nicht, daß unter besonderen Umständen ein

Bedürfnis vorliegen kann, der KV, —
abgesehen von ihren dis—

ziplinerischen Befugnissen — eine selbständige Einwirkunge—

möglichkeit auf die Begründung und Beendigung kassenärztlicher

Rechtsverhältnisse, jedenfalls aber die tatsächliche Ausübung
kassenärztlicher Tätigkeit zu geben° Ob und inwieweit diesem

Bedürfnis indessen nach geltendem Recht noch Rechnung getragen

werden kann, ist streitig und zweifelhaft (besonders weitgehend

Eiers, Handbuch der Krankenvcrsicherung, 16„ Auflc, % 568 n

Ann° l, der in @ 368 n Abs. 1 eine Art Generälklauscl sieht,

welche die KV" ermächtigt, mit eigenen Laßnehmen überall dort

einzugreifen, "wo die Zulassungsinstanzcn nicht rechtzeitig

oder nicht kraft ihres Auftrages_in der Lage sind, eine hassen—
ärztliche Tätigkeit (Zulassung, Beteiligung) zu begründen oder

wo sie nicht in der Lage sind, eine unerwünschte kassenärzt—

liche Tätigkeit rechtzeitig zu verhindern"; zustimmcnd Venter,

Zulassungsrecht für Kassenzahnärzte‚ 8° 122, während Hess—

Venter, Handbuch des Kessenarztrcchts, Bd. 1 S, 278, anscheinend

einen engeren Standpunkt einnehmen; ähnlich auch Hess in ÄM‚

1957 8° 764;tgl° ferner Jantz—Prenge, Das gesamte Kessenarzt—

recht, @ 568 n Anm„ 6, und Sievers, Das Zulassungsrccht, 2„Aufl„

S„ 129)° Einer abschließenden Klärung der in diesem Zusammenhang

auftretenden Fragen bedarf
es im vorliegenden Fallcjcdoch nicht,

'da hier — anders als vielleicht bei Todesfällen — ein iringendes

Bedürfnis zum selbständigen Singrcifen der KV. nicht bestanden

beta Es ist nicht ersichtlich, inwiefern hier das Interesse

der Versicherten an der Aufrechterhaltung einer geordneten kas—

senärztlichen Versorgung es zwingend erfordert hat, die Been—

digung der kassenärztlichen Tätigkeit des‘Klägers nicht durch
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den_Zulassungsausschuß‚ sondern durch die KV° selbst auszue
sprecheno

"Steht hiernach fest, daß die beklagte KV„ zum nrlaß der Ver—

waltungsakte vom 12„ Oktober und 29a Dezember 1954 nicht be—

fugt war, so sind ihre Bescheide — entgegen der Auffassung

des Berufungsgerichts — deswegen gleichuoh1 night als nichtig

anzusehen° Sachliche Unzuständigkeit führt nach der in Recht—

sprechung und Schrifttun herrschenden heinung nur dann zur

Nichtigkeit eines Verwaltungsektes, wenn die Unzuständigkeit

"absolut“ ist, d„hg 'wenn unter keinem denkbaren Gesichts—

punkt eine Zuständigkeit der die Verfügung erlassenden Behörde

gegeben ist" (BVerwG° 1 8° 67 1797mit Nachweisen; Klinger,
MRVO Nr° 165, 3° A.qu° % 25 A II 2 b, 80 131; Jentz—Prange
a„aoOo @ 368 & IV 2 d)° Nach anderen begründet die "sachliche

Kompetenzverfehlung unter Behörden gleicher 3angstufe" nur

dann Nichtigkeit des Verweltungsektes, wenn es sich um grobe

und offensichtliche Verletzungen der Zuständigkeitsverteilung
handelt (Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, l° Bd°,

7„ Aqu9 50 214)° Dem ist beizutreten° Die Rechtssicherheit

und der Vertrauensschutz der Beteiligten verbieten es, jede

Überschreitung der — oft nicht leicht feststellbaren — Zustän—

digkeitsschranken mit der äichtigkeit des VerWaltungshandelns

zu "ahnden"„ Dem Rechtsschutzbedürfnis des Betroffenen wird in

der Regel durch die Köglichkeit der Erhebung einer Anfechtungs—

klage genügt; macht er von dieser Löglichkeit keinen oder ver"
späteten Gebrauch, so muß er sich mit der inzwischen einge—

tretenen Heilung des Zuständigkeitsmungels abfinden, zumal

diese — bei begünstigenden Verwaltungsakten — zugleich seinem
eigenen Schutze dient° Im vorliegenden Fall hat die Zuständig—

keit zum Erla8 der angefochtenen Verwaltungsakte nach der

nicht nachprüfbaren F etstellung des Berufungsgerichts bis

zum Inkrafttreten der ZulO 1955 (l„l„l954) bei der Beklagten

gelegen und ist e st mit diesem Zeitpunkt auf die Zulassungs—

instanzen übergegangeno Schon dieser Umstand spricht dagegen,

hier eine absolute und offensichtliche Unzuständigkeit_der
Beklagten anzunehmenr Im übrigen läßt auch die bisher noch

wenig geklärte Rechtslage hinsichtlich der iefugnisse der

—12 —
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Beklagten zur vorläufigen Regelung der kassenärztlichen Rechts—

verhältnisse in Notfällen ihre Unzuständigkeit zum Erlaß der

angefochtenen Verwaltungsakte nicht als so offensichtlich er—
scheinen, daß diese als nichtig anzusehen wären° Du auch die

anderen vom Kläger geltend gemachten Nichtigkeitsgründe nicht

durchgreifen, ist seine Nichtigkeitsklage nicht begründet„

Auf die Revision der Beklagten muß daher das angefochtene Ur—

teil aufgehoben werden, soweit es der Nichtigkeitsklage statt—

gegeben hat„ Die Revision kann dagegen keinen Erfolg haben,
soweit sie darüber hinaus auch die Abweisung der Aufhebungs—

klage durch das Hevisionsgericht begehrt„

Das Revieionsgericht ist befugt, über die Aufhebung der ange—
fochtenen Verwaltunésakte

zu entscheiden obwohl der Kläger

ihre Aufhebung erst nach Ablauf der Klagefrist beantragt und

das Berufungsgericht — von seinem Standpunkt zu Recht — über

den voxeorglich gestellten Aufhebungsantrag nicht entschieden

hat° Geht man nämlich davon aus, daß Nichtigkeit und Anfecht—

barkeit nur "einen verschiedenen Grad der Rechtswidrigkeit

darstellen" (Urteil des Senats vom280391958_ 6 RKa23/55 _},
so muß ein Gericht, das im Gegensatz zum Kläger die Rechte—

widrigkeit des im Streit befangenen Verwaltungsektes nicht für

so grob und offensichtlich hält, daß sie seine Nichtigkeit zur

Folge hat, in der Lage sein, statt der beantragten Nichtigkeit

wenigstens die Aufhebung des Verwaltungsaktes auszusprechen°

Das erscheint*um so unbedenklicher, als die Gerichte im sozial—

gerichtlichen Verfahren — anders als im Zivilprozeß — an die

Fassung der Klaganträge nicht gebunden sind (©]23 SGG; vgl°

auch % 75 Abs„ 1 KRVO Nr° 165, wonach ein Verwaltungsgericht

im umgekehrten Falle den mit der Aufhebungsklage angefochtenen

Verwaltungsakt nicht aufzuheben‚ sondern trotz des anders lau—

tenden Klagantreges für nichtig zu erklären hat, wenn es seine

XNichtigkeit feststellt)o Die Aufhebung eines mit der Nichtig—
’keitsklage angegriffenen Vorwaltungsaktes wird das Gericht

_ 13 _
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allerdings nur dann aussprechen können, wenn die Richtige

keitsklage — wie hier — innerhalb der Anfechtungsfrist

erhoben worden ist° Im anderen Falle wäre die Rechtswidrig—

keit des Verwaltungssktes mit Ablauf der Anfechtungsfrist

"geheilt ", dürfte vom Gericht also nicht mehr berücksichtigt

werden° Die Entscheidung des 9, Senats in BSC—°7, 55 (38)

steht der hier vertretenen Auffassung nicht entgegen, da

es sich dort um eine erst nach Ablauf der Klagefrist

erhobene Nichtigkeitsklaeé gehendelt hat°\.)

Haben die Gerichte hiernach auch ohne einen ausdrücklichen

Antrag über die Aufhebung eines — mit der Nichtigkeitsklage

angegriffenen, von ihnen aber nicht als nichtig angesehenen —
Verwaltungsaktes zu entscheiden, sofern die Nichtigkeitsklag

innerhalb der Klegefrist erhoben-ist, so kann nichts anderes

gelten, wenn der Kläger neben der (rechtzeitig erhobenen)

Nichtigkeitsklage vors0rglich auch die Aufhebung des Ver;

waltungsaktes beantragt, den Antrag jedoch nicht innerhalb

der Klagefris gestellt hat, Die Rechtsmittelgerichtc können

in diesem Falle über die (v0‘s0rgliCh beantragte) Aufhebung

des Verwaltungsaktes auch dann entscheiden, wenn das Vorder—

ge*icht nicht darüber entschieden hatte, weil es dem Haupt—

antrag des Klägers auf Feststellung der Nichtigkeit des Ver«

waltungsaktes stattgegeben hatte, das Rechtsnittelgericht

diese Feststellung aber nicht für begründet hält (vgl° für

den Zivilprozeß BGH„ in ZZP° Bd„ 65 S„ 273 unter Hinweis

auf die ständige Rechtsprechung des EG,; Rosenberg, Lehrbuch

des deutschen Zivilprozeßrechts, 7° Auflo‚ @ 142 II 1 in Vbd„

mit 5 137 II)„ Es bedarf insoweit auch keiner Anschlußbe—
rufung oder —revision des Klägers, um seinen Hilfsantrag vor

das Rechtsmittelgericht zu bringen (BGH° a„a„O„; Rosenberg

aqaoOo)o

Das Aufhebungsbegehren des Klägers ist auch begründet, da

die beklagte XV„‚ wie oben dargelegt, zum Lrleß der ange—

‘ ’
,(Vi„‚
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fochtenen Verwaltungsakte nicht zuständig war„ Damit ist nicht

darüber entschieden, ob der Widerruf auch aus anderen Gründen

nicht erfolgen durfte, etwa weil der Auftrag des Klägers zur
kommissarisohen Verwaltung der Kassenarztstelle auf Grund des

/..
@ 45 Abs„ ° ZulO 1953 in eine ordentliche Zulassung umgewandelt

worden ist (vgl° @ 45 Abs„ 5 ZulO 1953)° '

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

